
So heftig in Deutschland seit Wochen
über den Afghanistan-Einsatz de-
battiert wird – eine Frage ist dabei

nie gestellt worden: Was halten eigent-
lich die Afghanen selbst vom Engage-
ment der Bundeswehr und der deutschen
Entwicklungshilfe? Die Antwort darauf
fällt eindeutig aus: Die große Mehrheit
im Nordosten des Landes ist der Mei-
nung, dass sich ihre Sicherheitslage in
den vergangenen Jahren verbessert hat.
Dies ist ein Ergebnis der ersten repräsen-
tativen Umfrage, die ein Team der Freien
Universität Berlin in Zusammenarbeit
mit einer privaten einheimischen Organi-
sation im vergangenen Jahr im Nord-
osten vorgenommen hat, also dort, wo
vor allem die Deutschen im Einsatz sind.

In 77 Gemeinden wurden Bewohnern
in anderthalbstündigen Interviews je-
weils 57 Fragen gestellt. Wer immer hier-
zulande der Meinung ist, die ausländi-
schen Soldaten würden von den Einhei-
mischen als Besatzer erlebt, der muss die-
se Ansicht nun korrigieren. 80 Prozent
der Afghanen nämlich finden, dass es aus-
ländische Truppen sind, die zu ihrer Si-
cherheit beigetragen haben – den lokalen
Miliz-Kommandeuren hingegen schrei-
ben fast genau so viele der Befragten,
nämlich 78 Prozent, keinerlei Bedeutung
zu. Die internationale Präsenz genießt al-
so höchstes Ansehen. Das gilt auch für
die Aufbauhilfe, die Afghanen wissen
sehr genau, wem sie den Bau von Stra-
ßen, Verbesserungen bei der Trinkwas-

serversorgung und im Bildungswesen zu
verdanken haben: Fast zwei von drei Be-
fragten weisen Fortschritte hier den Hel-
fern aus dem Westen zu. Ein weiteres Er-
gebnis: Eine große Mehrheit der afghani-
schen männlichen Haushaltsvorstände
unterstützt die Schulbildung gerade für
Mädchen – angesichts der Vorurteile, die
in Deutschland über islamische Kultu-
ren herrschen, mag dies überraschen.
Demgegenüber wurde die afghanische
Regierung als wenig einflussreich einge-
schätzt. Nur 13 Prozent führten Verbesse-
rungen der Straßenqualität auf sie zu-
rück, Fortschritte bei der Trinkwasser-
versorgung wurden sogar nur von fünf
Prozent mit ihr verbunden.

Das Bedrückende allerdings ist: So
sehr die Afghanen das internationale En-
gagement begrüßen, so wenig findet es in

Deutschland Unterstützung. Die Mehr-
heit der Deutschen ist für den Abzug aus
Afghanistan. Dieser Umstand stellt die
Politiker vor ein Problem. Denn allen Be-
teiligten ist klar, dass das Engagement in
Afghanistan für die Zukunft des Landes
überlebenswichtig ist – und zwar sowohl
das militärische als auch das zivile. Die
afghanische Regierung ist einfach zu
schwach – was auch darin deutlich wird,
dass sich im Fall von Konflikten die meis-
ten der Befragten an den jeweiligen Dorf-
rat wenden. Nur zwei Prozent bevorzu-
gen die Distrikt-Administration. Die
deutsche Afghanistan-Politik kann auf
Dauer aber nur erfolgreich bleiben,
wenn sie auch zu Hause grundsätzlich un-
terstützt wird.

In einer solchen Situation muss der
Brief des US-Verteidigungsministers Ro-

bert Gates an die Bundesregierung, in
dem er deutsche Truppen für die Kampf-
einsätze im Süden des Landes fordert,
höchst ungelegen kommen. Doch hat
Gates den Finger auf einen wunden
Punkt gelegt: In Afghanistan ist der Wes-
ten gemeinsam aktiv – ganz anders als im
Irak. Insofern muss hier die Bündnissoli-
darität gelten. Es kann nicht angehen,
dass die Deutschen im Nordosten Brü-
cken bauen, während Kanadier im Sü-
den ihr Leben riskieren. Eine solche Ar-
beitsteilung hält ein Bündnis auf Dauer
nicht aus. Nur: Wenn schon über den bis-
herigen Einsatz der Bundeswehr in Af-
ghanistan hierzulande Streit herrscht,
dann ist ein neues Mandat des Bundes-
tags für Kampfeinsätze im Süden innen-
politisch auf keinen Fall vorstellbar. Wie
sollte sich die Bundesregierung daher
verhalten?

Zunächst müssen die Bundeskanzlerin
und der Bundesaußenminister den Deut-
schen reinen Wein einschenken: Erstens
braucht Afghanistan uns auf lange Zeit.
Ein Rückzug wäre eine Katastrophe für
die Menschen dort und würde das Er-
reichte sofort wieder gefährden. Darü-
ber hinaus dient der deutsche Einsatz
dem Frieden und der internationalen Sta-
bilität.

Zweitens ist der militärische Beitrag
integraler Bestandteil des deutschen En-
gagements, und er ist heute schon ein
Kampfeinsatz, auch im Nordosten. Die

Trennung zwischen „Aufbauhilfe“ im
Norden und „Kampfeinsatz“ im Süden
ist künstlich, sie hat mit der Realität dort
nichts zu tun, sondern spaltet nur die
Nato. Die deutsche Öffentlichkeit hat An-
spruch darauf, dass die Bundesregierung
hier Klarheit herstellt und sich nicht hin-
ter vagen Formeln versteckt. Sie muss
weit mehr als bisher für die Unterstüt-
zung des deutschen Afghanistan-Engage-
ments in der Öffentlichkeit werben.

Heißt dies, dass die Bundeswehr nun
ihre Einsätze in den Süden verlagern soll-
te? Nein, im Gegenteil. Die Bundesregie-
rung sollte unseren kanadischen, nieder-
ländischen, britischen und amerikani-
schen Freunden deutlich machen, dass
der Schwerpunkt des deutschen, auch
des militärischen Engagements im Nord-
osten liegt, und dass er dort erste Erfolge
zeitigt. Deutschen Soldaten ist dort nach-

weisbar die öffentliche Sicherheit zu ver-
danken, und die deutsche Entwicklungs-
hilfe leistet einen maßgeblichen Beitrag
für den Wiederaufbau. Dies alles würde
gefährdet, wenn sich der Schwerpunkt
des deutschen Engagements in andere
Teile Afghanistans verlagerte. Eine Aus-
weitung des Mandats auf den Süden
kommt deshalb nicht nur aus innenpoliti-
schen Gründen kaum in Frage. Es wäre
auch in der Sache falsch.

Das heißt natürlich nicht, dass die Bun-
deswehr niemals und auf gar keinen Fall
für den Süden zur Verfügung steht. Ein-
sätze zur Nothilfe sind bereits durch das
bestehende Mandat des Bundestags ge-
deckt – wenn der Kommandeur der Isaf-
Truppen Bündnissolidarität einfordert,
könnte die Bundeswehr kaum abseits ste-
hen. Diesen Streit innerhalb der Nato
könnte man sich also sparen. Wichtiger
als die Debatte um Bündnissolidarität ist
im Übrigen die Einrichtung einer durch-
setzungsfähigen Koordinationsstelle in
Afghanistan, die die zahlreichen Aufbau-
projekte der internationalen Gemein-
schaft in ein kohärentes Programm um-
setzen kann. Denn immerhin kommt die
internationale Hilfe bei denjenigen an,
für die sie gedacht ist. Demgegenüber
fanden nur drei Prozent der Befragten,
dass sich Distrikt- und Provinzverwal-
tung regelmäßig um wichtige Belange
des Dorfes kümmern. Zwei von drei Be-
fragten hingegen antworteten: Dies pas-
siere selten bis nie.
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